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Fan-Daten bleiben im System
Der Zürcher Stadtrat lässt die Polizeidaten von Basler
Fussballfans nicht löschen. Er hat einen Rekurs von 217
Betroffenen abgelehnt. Dafür schränkt die Stadtregierung
die Zugriffsrechte auf die Personendaten stark ein.

ZÜRICH – Niemand ist gerne in ei-
ner Polizeikartei eingetragen. Auch
nicht die Fans des FC Basel, die am
5. Dezember 2004 nach Zürich an ein
Derby mit GC reisten und in einer
umstrittenen Polizeiaktion am Bahn-
hof Altstetten vorübergehend fest-
genommen wurden. 217 der 427
Schlachtenbummler verlangten von
der Stadtpolizei, dass ihre Verhaf-
tungsrapporte und Befragungsproto-
kolle aus der Polizeidatenbank Polis
gelöscht werden. Als dies abgelehnt
wurde, rekurrierten sie.

Nun sind sie auch vor der Zürcher
Stadtregierung abgeblitzt. Sie hat be-
schlossen, die Datensätze nicht zu lö-
schen, gab Polizeivorsteherin Esther
Maurer gestern vor den Medien be-
kannt. «Es gibt ein Interesse an kol-
lektiver Sicherheit, aber auch ein in-

dividuelles Interesse der Fans, das ich
nachvollziehen kann.» Um dieses zu
schützen, will der Stadtrat nur einem
kleinen Kreis von Leuten und auch
ihnen nur unter bestimmten Voraus-
setzungen erlauben, die Daten einzu-
sehen. 

Nur noch Rechtsdienst
Künftig dürfen nur noch die vier Per-
sonen des Rechtsdienstes der Stadt-
polizei die Informationen auswerten,
nicht mehr alle mit einer Berechti-
gung für das Polis-System. Dazu ge-
hörten auch die Kantonspolizei und
die Stadtpolizei Winterthur. Bei jeder
Abfrage, die jeweils auch automa-
tisch protokolliert wird, müssen die
Polizeivorsteherin und die Betroffe-
nen benachrichtigt werden. Ausser-
dem muss die Recherche stets im Zu-

sammenhang mit der Polizeiaktion in
Altstetten stehen. 

«Die Daten werden noch benötigt,
um laufende Verfahren im Zusam-
menhang mit der Polizeiaktion wei-
terzuführen», sagte Enrico Quattrini,
Chef des Rechtsdienstes der Stadtpo-
lizei. Dazu zählen sowohl die Straf-
verfahren gegen Stadtpolizisten als
auch Zivilverfahren wegen Schaden-
ersatzforderungen. So dienten die
Daten der Dokumentation polizeili-
chen Handelns, wie die kantonale
Polis-Verordnung dies vorschreibe.
Die Aufbewahrungsfrist betrage 15
Jahre, sagte Quattrini, denn Anlass
zur Erhebung war der Vorwurf der
Gewalt und Drohung gegen Beamte.
Die Ganzkörperfotos, die in Altstet-
ten aufgenommen wurden, seien ent-
weder vernichtet oder den Betroffe-
nen zugestellt worden.

Manuela Schiller, die 214 Fans ver-
tritt, sieht die Kernanliegen ihrer
Mandanten berücksichtigt. Dennoch
prüfe sie, den Fall ans Statthalteramt
weiterzuziehen. «Denn die Frage ist,

ob die Daten für diese wenigen Ver-
fahren noch im Polis-System stehen
müssen», sagt die Anwältin. «Oder
ob sie auch andernorts aufbewahrt
werden könnten.»

Dies fragt sich auch Marcel Studer,
Datenschutzbeauftragter der Stadt
Zürich. Er wertet den Entscheid des
Stadtrats wegen der Zugriffsbe-
schränkung zwar grundsätzlich posi-
tiv, hält ihn aber für «verbesserungs-
fähig». Er möchte die Daten aus dem
Polis-System herauslösen und ge-
trennt, zum Beispiel auf einer CD,
aufbewahren. Er habe aber von Poli-
zisten vernommen, dass diese Zwi-
schenarchivierung technisch noch
nicht möglich sei, sagt Studer.

Der Entscheid schafft laut Quattri-
ni kein Präjudiz. Damit bleibt offen,
wie Kantons- und Stadtpolizei künf-
tig Polis-Daten aus ähnlichen Gross-
aktionen behandeln werden. Er wer-
de das Problem zusammen mit dem
kantonalen Datenschutzbeauftrag-
ten zügig angehen müssen, sagt
Studer. I RETO FLURY

Esther Maurer zusammen mit dem Chef des stadtpolizeilichen Rechtsdienstes, Enrico Quattrini (links), und dem städtischen Datenschutzbeauftragten Marcel Studer. Bild: key

Nach Kirchenaustritt: Wie
weiter mit den Kindern?
Eltern behalten künftig auch
nach einem Kirchenaustritt
das Recht zu bestimmen, ob
ihre getauften Kinder in der
Kirche bleiben. Sie sind
dann für deren religiöse
Erziehung verantwortlich. 

ZÜRICH – In der Debatte um die
teilrevidierte Kirchenordnung (KO)
hat die Evangelisch-reformierte
Synode gestern eine neue Regelung
beschlossen: Getaufte Kinder kön-
nen Kirchenmitglieder sein, auch
wenn ihre Eltern dies nicht (mehr)
sind. Voraussetzung ist, dass die El-
tern es so bestimmen. Bisher ist die
Mitgliedschaft der Kinder von jener
mindestens eines Elternteils abhän-
gig. Sie ist allerdings eine rein rechtli-
che Angelegenheit, die kaum konkre-
te Auswirkungen hat. So haben Kin-
der auch als Nicht-Mitglieder das
Recht, etwa den Religionsunterricht
zu besuchen. 

Konsequent blieben die Synodalen
dann, als es um die Verantwortung
der Eltern ging. Wenn diese schon be-
stimmen, dass ihr Kind Kirchenmit-
glied ist, auch wenn sie selbst es nicht
sind, dann müssen sie auch in die
Pflicht genommen werden. Die KO
bestimmt denn auch, dass die Eltern

«als erste die Verantwortung für die
Erziehung der Kindern im evangeli-
schen Glauben» tragen. 

Mehr Gemeindeautonomie
Die neue KO stärkt allgemein die
Autonomie der Kirchgemeinden. Sie
bestimmen etwa über die Umsetzung
des religionspädagogischen Gesamt-
konzeptes, das bereits 2004 beschlos-
sen wurde. Die KO gibt dazu nur In-
halte und Stundenzahlen als groben
Raster vor. 

Neu legen die Kirchgemeinden
auch den Konfirmationstermin weit
gehend autonom fest. Bisher war der
zeitliche Rahmen sehr eng. Im weite-
ren regelt die KO die Zuständigkei-
ten innerhalb der Kirchgemeinden.
Festgehalten wird etwa, wie bei Un-
stimmigkeiten vorgegangen werden
soll. In solchen Fällen ist nach wie vor
die Kirchenpflege erste Instanz. 

Die KO ist eine Art Grundgesetz
für das kirchliche Leben. Sie regelt
Rechte und Pflichten von Behörden,
Gremien, Mitarbeitenden und Mit-
gliedern. Die Teilrevision ersetzt das
heute gültige Gesetzeswerk aus dem
Jahr 1967. In den nächsten Jahren soll
eine KO-Totalrevision erfolgen. Ins-
gesamt hat sich das Kirchenparla-
ment drei ganze Tage für die KO-De-
batte reserviert. Die Teilrevision soll
am 31. Januar unter Dach sein. (sda)

Schauspielhaus-Personal:
«Man hat uns verarscht»
Im Lohnkonflikt am Schau-
spielhaus hat die Unia Zah-
len präsentiert, die einen
kalten Lohnabbau belegen
sollen. Das technische Per-
sonal entscheidet heute über
Kampfmassnahmen. 

ZÜRICH – «Man hat uns massiv ver-
arscht», erklärte ein Vertreter des
Theaterpersonals an einer gestrigen
Medienkonferenz der Gewerkschaft
Unia. Weiter sprach er von Frustrati-
on und Wut, Verunsicherung und in-
nerer Kündigung beim Personal. Ein
anderer Schauspielhaus-Angestellter
erklärte, dass er seinen Job gekündigt
habe. Und der Vertreter des Perso-
nals im Verwaltungsrat des Schau-
spielhauses gab bekannt, dass er von
seinem Amt zurücktreten wird, «weil
wir nicht ernst genommen werden».
Die Verärgerung des Personals stützt
sich auf Zahlen zum neuen
Lohnreglement, welches die Unia
präsentierte. Die Gewerkschaft be-
klagt einen kalten Lohnabbau auf
mehreren Ebenen, wie Unia-Ge-
schäftsleiter Roman Burger sagte.
Erstens sei die Lohnbandbreite auf
einem tieferen Niveau angesetzt wor-
den. Zweitens seien die Lohnper-
spektiven nicht nur schlechter, son-

dern auch nicht garantiert. Schliess-
lich gebe es Lohnausstände aus der
Zeit des alten Lohnmodells seit 2001. 

Massive Lohneinbussen
Gemäss den Unia-Zahlen sieht das
neue Lohnreglement zum Beispiel
bei den Maximallöhnen auf der
sechsten Lohnstufe eine Verschlech-
terung um 590 Franken pro Monat
vor. Dies würde ungefähr der Strei-
chung des 13. Monatslohns entspre-
chen. Die Schauspielhaus-Leitung
wolle auf dem Buckel des Personals
rund 750000 Franken pro Jahr ein-
sparen, erklärte Burger. Das techni-
sche Personal des Schauspielhauses –
rund 150 Angestellte – wird heute an
einer Versammlung das weitere Vor-
gehen diskutieren. Auch Kampf-
massnahmen werden nicht ausge-
schlossen. 

Der Lohnkonflikt dauert schon
länger an. Ein von der Unia mit der
früheren Schauspielhaus-Leitung
vereinbartes Modell lehnte der Ver-
waltungsrat im letzten Sommer ab.
Die anschliessenden Verhandlungen
wurden Ende 2005 abgebrochen. Die
Schauspielhaus-Leitung stellte sich
auf den Standpunkt, dass 40 Prozent
des Personals mit dem neuen Lohnre-
glement besser gestellt werden. Zu-
dem gelte das Modell für alle 23000
städtischen Angestellten. (sda)

INKÜRZE
Uni Zürich in den Top Ten
ZÜRICH – Die Universität Zürich ist in
die Spitzenliga der europäischen
Forschungsuniversitäten vorgedrun-
gen. Sie wurde in die League of Euro-
pean Research Universities (LERU)
aufgenommen, einem Zusammen-
schluss der führenden Universitä-
ten. In einer LERU-Evaluation er-
reichte die Uni Zürich die Top Ten un-
ter den 40 grossen Universitäten.

EDU-Präsident tritt zurück
HOMBRECHTIKON – Erich Vontobel,
Präsident der kantonalen EDU, tritt
per sofort von seinem Amt zurück.
Als Grund nennt die Partei gesund-
heitliche Gründe und inhaltliche Dif-
ferenzen. Interimistisch führen nun
Vizepräsident Albert Kölbl, Ge-
schäftsleiter Ulrich Isler und Partei-
sekretär Daniel Suter die Partei.

Brand in Sportcenter
WANGEN-BRÜTTISELLEN – Bei ei-
nem Brand in einer Sportanlage ist
gestern Morgen ein Sachschaden
von rund 80000 Franken entstan-
den. Verletzt wurde niemand. Ursa-
che ist ein technischer Defekt. Ein
Elektro-Verteilkasten in der Tennis-
halle geriet in Brand. (ap/sda)
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15 Monate für
Amokschütze
ZÜRICH – Das Bezirksgericht Zü-
rich hat einen 25-jährigen Mann zu 15
Monaten Gefängnis bedingt verur-
teilt. Er hatte aus Rache mit einem
Sturmgewehr auf eine Bar geschos-
sen. Schuldig gesprochen wurde er
wegen versuchter Gefährdung des
Lebens sowie Sachbeschädigung und
Verstössen gegen das Militärstrafge-
setz. Dies geht aus dem gestern veröf-
fentlichten Urteil hervor. Die Schies-
serei ereignete sich am 7. Juli 2002 an
der Langstrasse, nachdem der Türste-
her einer Bar dem Angeklagten den
Eintritt verweigert hatte und es auch
zu einer handfesten Auseinanderset-
zung gekommen war. Der Mann hol-
te sein RS-Gewehr und schoss zehn
Mal auf die Schaufenster der Bar.
Dank des Panzerglases wurde nie-
mand verletzt. Vor Gericht forderte
die Staatsanwaltschaft eine unbe-
dingte Gefängnisstrafe von 15 Mona-
ten. Dagegen verlangte die Verteidi-
gung einen Freispruch, weil der Mann
nicht vorsätzlich gehandelt habe. Das
Gericht folgte weit gehend den An-
trägen der Anklage, gab dem inzwi-
schen aus der Armee ausgeschlosse-
nen Mann aber eine letzte Chance in
Form einer Bewährungsstrafe. (sda)

Das erste Spendenparlament der Schweiz
In Zürich ist ein Spendenparlament gegründet worden. Wer
den Jahresbeitrag zahlt, wird Mitglied und bestimmt mit,
welche Integrationsprojekte in der Agglo unterstützt werden.

ZÜRICH – In Hamburg gibt es seit
1996 ein Spendenparlament. Die
3000 Mitglieder entscheiden, welche
sozialen Projekte mit ihren Geldern
unterstützt werden. Bisher waren es
365 mit 2,7 Millionen Euro. In der
Schweiz verlief ein vor sechs Jahren
unternommener Versuch, ein natio-
nales Spendenparlament zu gründen,
im Sande. Wegen zu grosser Distanz
zwischen Spendern und Empfängern.

Das Zürcher Spendenparlament
(ZSP), das am Montag gegründet
worden ist, trägt diesem Einwand
Rechnung. Wie die Initianten gestern
vor den Medien ausführten, soll das
ZSP soziale und kulturelle Integrati-
onsprojekte in der Agglo Zürich un-
terstützen. Wie in Hamburg, Wien,
Köln und andern Grossstädten kann
in Zürich Parlamentarier werden,
wer einen Jahresbeitrag von 500
Franken bezahlt, führte ZSP-Präsi-
dent und Grossmünsterpfarrer Chris-
toph Sigrist aus. «Wir haben die
Schwelle bewusst hoch angesetzt»,

sagt er. Der hohe Mitgliederbeitrag
soll nicht nur Geld bringen, sondern
auch Verbindlichkeit schaffen. Fir-
men zahlen jährlich 2500 Franken. 

Das ZSP soll erstmals vor den
Sommerferien tagen. Wo, ist offen.
Eine Anfrage beim «Rathaus» ist laut
Sigrist hängig. Juristisch wird das ZSP
in einigen Tagen als Verein gegrün-

det. Trotz kirchlicher Trägerschaft
handelt es sich um «kein kirchliches
Projekt», versichert Philippe Dätwy-
ler, Kulturbeauftragter der Refor-
mierten Landeskirche: «Das ZSP ist
überkonfessionell und überpartei-

lich.» Zum 15-köpfigen Patronat ge-
hören Regierungsrat Markus Notter
(sp), Nationalrat Filippo Leuteneg-
ger (fdp), Kirchenratspräsident Rue-
di Reich und Schriftsteller Franz
Hohler. Als Schirmherren amten Jo-
sef Estermann, alt Stadtpräsident,
und Urs Lauffer, FDP-Kantonsrat
und Kopräsident der Zürcher Sozial-
behörden. 

Laut Sigrist soll demnächst ein
Konto für Mitglieder eingerichtet
werden. Er hofft, dass bis zur ersten
Sitzung 80 Mitglieder beisammen
sind und ein Budget von 100 000
Franken zur Verfügung steht. Damit
sollen fünf noch unbekannte Projekte
profitieren. Das einfache Mehr der
Anwesenden entscheidet, wohin die
Gelder fliessen. Zuvor prüft eine eh-
renamtlich arbeitende Kommission
die Projekte.

Laut Lauffer soll das Spendenpar-
lament zwei Mal jährlich tagen und
pro Sitzung 100 000 bis 150 000 Fran-
ken verteilen. Er findet das ZSP eine
überzeugende Sache, hat aber auch
Bedenken: «Wenn es nicht gelingt,
die Kassen des ZSP mit 300 000 bis
400 000 Franken zu füllen, wird das
Projekt immer ein Baby bleiben.»

Auf keinen Fall dürfe das Projekt die
öffentliche Hand aus der Pflicht zur
Sozialhilfe nehmen, betonte Lauffer.
Kritik übt die Caritas Zürich, die sich

nicht am Projekt beteiligt: «Der
Spendenmarkt ist ein Verdrängungs-
markt», sagt Mediensprecher Stefan
Stolle. «Wir befürchten durch das
ZSP empfindliche Einbussen.» Lauf-
fer räumt eine gewisse Konkurrenz
ein, glaubt aber, dass das ZSP zu-
sätzliche Spender aktiviert. Auch alt
Stadtpräsident Estermann sieht das
Positive: «Das ZSP weckt Sensibilitä-
ten», sagt er. «Es schafft eine ideale
Möglichkeit, sich direkt zu engagie-
ren, statt sich in die eigene Welt zu-
rückzuziehen.» I THOMAS SCHRANER

www.spendenparlament.ch

«Das ZSP
hat einen
überzeugenden
Ansatz»
Urs Lauffer (fdp)

«Eine ideale
Möglichkeit,
sich für andere zu
engagieren»
Sepp Estermann (sp)

Gültig vom 17.1. bis 23.1.

Genossenschaft Migros Ostschweiz
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Brot Création:
Kloster-Baguette
350 g

250

35%
Gruyère mild
per 100 g

110
statt 1.70

34%
Cervelas 
hergestellt in der Schweiz
aus Schweizer Fleisch
Packung à 2 Stück, 
200 g

170
statt 2.60

Bananen
aus Mittelamerika
per kg

230

Ostschweizer
Pouletbrustschnitzel
Geflügelfleisch aus der Region, 
in der Schale
per 100 g

275
statt 3.40

Schweinsvoressen
Fleisch aus der Schweiz
per 100 g

130
statt 1.70

Quarktorte
Schachtel à 370 g

290
statt 3.90

Äpfel Topaz
Aus der Region. 
Für die Region.
per kg

290


